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Hauptverhandlung

Ich rüge die unverhältnismäßigen Eingangskontrollen und beantrage die Aufhebung 
dieser die Öffentlichkeit einschüchternden Kontrollen.

Hilfsweise, im Falle der Ablehnung des obigen Antrages, beantrage ich einen  mit Gründen 
versehenen schriftlichen Beschluss in welchem Art und Umfang der Sicherheitsmaßnahmen 
und Kontrollen für diese Verhandlung konkret dargelegt werden - damit ich dagegen 
Rechtsmittel einlegen kann.

Begründung:

Das Amtsgericht Potsdam spielt seit Umstrukturierung der Bundespolizei eine wichtige Rolle in 
Bezug auf politische Gerichtsverfahren wegen CASTOR-Transporten. Weil Atomkraft und der 
Widerstand dagegen Gegenstand einer lebendigen gesellschaftlichen Auseinandersetzung sind, 
interessiert sich eine breite Öffentlichkeit für und empört sich über die politischen Gerichtsprozesse 
gegen den gewaltfreien Widerstand gegen die Atomindustrie.
Auf das Gebot der Öffentlichkeit in solchen Verfahren besonders zu achten.

Die Kontrollen die von der vorsitzenden richterin für diese Verhandlung ohne Begründung 
angeordnet wurden, sind unverhältnismäßig - Verhandelt wird hier über keine Gewalttat, sondern 
über legitimen Protest gegen die Atomkraft-, schüchtern die Öffentlichkeit ein und verletzen das 
Gebot der Gerichtsöffentlichkeit.

Aus VG Wiesbaden, Beschluss vom 20.01.2010 - 6 K 1063/09.WI (Hervorhebungen von mir): 

„ [...] Das Gericht schließt sich der Auffassung des Klägervertreters an, daß eine  
Gerichtsöffentlichkeit nicht hinreichend gewährleistet ist, sondern vielmehr die begründete  
Befürchtung besteht, daß Interessierte an der Teilnahme an Gerichtsverhandlungen durch die in  
dem Gebäude vorhandene Videoüberwachung und Personenkontrolle gehindert bzw. abgeschreckt  
werden, an öffentlichen Sitzungen teilzunehmen. 

Verhandlungen vor dem erkennenden Gericht einschließl. der Verkündung der Entscheidung sind 
keine Geheimverhandlungen. Ihre öffentliche Zugänglichkeit regelt der Gesetzgeber im Rahmen 
seiner Befugnis zur Ausgestaltung des Gerichtsverfahrens und unter Beachtung  
verfassungsrechtlicher Vorgaben, wie insbes. des Rechtsstaats- und des Demokratieprinzips und des  
Schutzes der Persönlichkeit. § 169 GVG normiert für die ordentliche Gerichtsbarkeit den  
Grundsatz der Gerichtsöffentlichkeit. § 55 VwGO verweist auf § 169 GVG für den Bereich des  
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens. 

Danach sind Gerichtsverhandlungen, soweit keine Ausnahmen vorgesehen sind, für jedermann 
zugänglich (BVerfG, Urt. v. 24. 01. 2001, Az. 1 BvR 2623/95, 1 BvR 622/99 Rn. 60, 61 - nach Juris).  
Die Gerichtsöffentlichkeit ist gesetzlich als Saalöffentlichkeit vorgesehen. D.h., daß es keine  
Zugangshindernisse geben darf, die verhindern, daß beliebige Personen ohne besondere  
Schwierigkeiten den Gerichtssaal erreichen können (Kopp/Schenke, VwGO, 16 Aufl., § 55 Rn. 3). 
[...]
Maßnahmen, die den Zugang zu einer Gerichtsverhandlung nur unwesentlich erschweren und dabei  



eine Auswahl der Zuhörerschaft nach bestimmten persönlichen Merkmalen vermeiden, sind grds.  
nicht ungesetzlich, wenn für sie ein die Sicherheit im Gerichtsgebäude berührender verständlicher  
Anlaß besteht. Worin solche Maßnahmen im Einzelfall bestehen müssen, damit das angestrebte Ziel  
erreicht wird, muß dem pflichtgemäßen Ermessen des die Sitzungspolizei ausübenden Vors. oder,  
wenn auf ein Verfahren bezogen die Sicherheit des ganzen Gerichtsgebäudes gefährdet erscheint,  
des das Hausrecht ausübenden Gerichtspräsidenten überlassen bleiben. Dies kann sich jedoch 
nicht auf einen Dauerzustand beziehen, sondern nur im Rahmen eines einzelnen Verfahrens von  
Bedeutung sein. Denn nicht alle Verfahren rechtfertigen Zutrittskontrollen, wie sie derzeit  
praktiziert werden. 

[...] 

Insoweit sind Zugangshürden nur in einzelnen Verfahren und bezogen auf diese Verfahren  
berechtigt und stellen nur dann insoweit keinen Eingriff in die Öffentlichkeit da. 

Das ist, vorliegend jedoch nicht der Fall. [...]

In seiner Entscheidung v. 15. 12. 1983 zum Volkszählungsurteil führt das BVerfG aus: »Die  
Möglichkeit der modernen Datenverarbeitung sind weiterhin nur für Fachleute durchschaubar und 
können beim Staatsbürger die Furcht vor einer unkontrollierbaren Persönlichkeitserfassung selbst  
dann auslösen, wenn der Gesetzgeber lediglich solche Angaben verlangt, die erforderlich und 
zumutbar sind (Leitsatz 2)«. 

Hinzu kommt, daß die Gerichtsöffentlichkeit kein Störer i.S.d. Polizeirechts ist, weshalb sie bei dem 
Betreten des Gebäudes als Nichtstörer zu betrachten sind. Ein Nichtstörer darf zwar auf seine 
Person beim Betreten des Gebäudes kontrolliert werden, dies kann jedoch nicht dazu führen, 
daß bei einem Verfahren ohne Gefährdungslage eine derart intensive Kontrolle durchgeführt 
wird, wie sie in Hochsicherheitstrakten bzw. bei Flughäfen der Fall ist. 

[...]

Unter diesen Umständen sieht das Gericht bei weiterer Durchführung der mündlichen Verhandlung 
ein absoluten Revisionsgrund gegeben, den es zwingend zu vermeiden gilt. 

[...]“

Ich beantrage einen schriftlich verlesenen Gerichtsbeschluss

Potsdam,


